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V E R T R A G

über die Wartung
für
eine Neuanlage 
Zwischen
Bundesrepublik Deutschland


endvertreten durch den


Präsidenten des Paul-Ehrlich-Instituts


Paul-Ehrlich-Str. 51 – 59


63225 Langen



(- nachstehend Auftraggeber genannt -)

und der Firma


(Firmenstempel)




(- nachstehend Auftragnehmer genannt -)

wird für
- Anlagenbezeichnung -

am Standort:
Liegenschaften Paul-Ehrlich-Str. 51-59 


63225 Langen

Betreiber der Anlage(n):
Paul-Ehrlich-Institut


Bundesinstitut für Impfstoffe und 
 
biomedizinische Arzneimittel

 folgender Vertrag geschlossen:

1. 
Gegenstand des Vertrages

1.1
Der Auftragnehmer übernimmt die Wartung (ausgenommen Verbesserungen) 

Nach der jeweils gültigen VDE, Gefahrstoffverordnung und Betriebssicherheitsverordnung, sowie weitere vereinbarte bzw. sonstige Leistungen (siehe Nr. 2.1 bzw. Nr. 2.2) an den technischen Anlagen und Einrichtungen - nachstehend als Anlagen bezeichnet -, die in der Arbeitskarte/Bestandsliste aufgeführt sind. 

Die Arbeitskarte (Anlage 1) und die Bestandsliste (Anlage 2) sind Vertragsbestandteil.
Zur Ausführung der Leistungen gelten, wenn nichts anderes vereinbart, die Regelungen der VOL/B.
1.2
Die Verhaltensregeln für Arbeiten im Paul-Ehrlich-Institut sind als Bestandteil dieses Vertrages zu beachten (Anlage 3). Eine Unterweisung des Service-technikers in diese erfolgt vor Aufnahme der Tätigkeiten bzw. jährlich.
Die aktuellste Version ist immer auf der Homepage des Auftraggebers (www.pei.de) 
unter „Service“ ( „Externe Dienstleister“ zu finden.

1.3
Das Beiblatt „Nachweis über Unterweisung, Schutzmaßnahmen und Ansprechpartner für Mitarbeiter von Fremdfirmen“ ist als Bestandteil des Vertrages zu beachten und auf Verlangen vorzuzeigen.
(Anlage 4).

Die aktuellste Version ist immer auf der Homepage des Auftraggebers (www.pei.de) 
unter „Service“ ( „Externe Dienstleister“ zu finden.

1.4
Die jeweiligen Herstellerhinweise zur Wartung sowie die Bedienungsanleitungen der 
Anlagen/Geräte sind als Bestandteil des Vertrages zu beachten.
2. Leistungen des Auftragnehmers

2.1 

Die Leistungen des Auftragnehmers umfassen nach Art und Umfang alle Maßnahmen nach Nummern 2.1 sowie 2.2, die im Rahmen der Instandhaltung für einen sicheren, funktionstüchtigen und wirtschaftlichen Betrieb der Anlage(n) erforderlich sind. 

Der Auftraggeber bestimmt den Umfang der Maßnahmen im Einzelnen soweit nachfolgend keine anderslautenden Regelungen getroffen worden sind.

Erweisen sich die vom Auftraggeber vorgesehenen Maßnahmen als unzureichend, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen.

2.1.1.

Die Wartung und Inspektion umfasst das regelmäßige Überprüfen der Anlagen gemäß Wartungsintervall (Anlage 1) auf einwandfreien Zustand und richtige Funktion und regelmäßig erforderliche Maßnahmen zur Erhaltung des einwandfreien Zustandes und der Funktion der Anlage/n einschließlich dem Beseitigen von betriebsbedingten Verunreinigungen an den Anlagen selbst.
(= Maßnahmen zur Verzögerung des Abbaus des vorhandenen Abnutzungsvorrates und zur Feststellung und Beurteilung des Istzustandes einer Anlage einschließlich der Ursachenbestimmungen der Abnutzung und dem Ableiten der notwendigen Konsequenzen für eine künftige Nutzung).

Weitere Leistungen, die mit der Pauschale nach 5.1 abgegolten sind:
- diejenigen kleinen Instandsetzungsarbeiten, die im Zusammenhang mit der Wartung ausgeführt werden können, zur Wiederherstellung des Sollzustandes unerlässlich sind, nicht ohnehin in der Arbeitskarte erfasst sind und den normalerweise zu erwartenden Zeitaufwand für die Wartung nicht erhöhen;
2.1.2
Die Instandsetzung umfasst

·  das Beseitigen von Störungen und Mängeln in angemessener Frist nach separatem Auftrag durch den Auftraggeber,
·  das Erneuern oder Ausbessern aller abgenutzten oder schadhaften Anlageteile nach separatem Auftrag.

(= Maßnahmen zur Rückführung einer Betrachtungseinheit in den funktionsfähigen Zustand, mit Ausnahme von Verbesserungen)

2.2

Zu den Leistungen des Auftragnehmers gehören auch:
- das Stellen der Arbeitskräfte in erforderlichem Umfang zur Unterstützung der gesetzlich vorgeschriebenen sicherheitstechnischen Prüfungen, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültig sind,
- die Bereitstellung/Besorgung aller für die vereinbarten Leistungen notwendigen Ersatzteile, zeitbegrenzte Teile, Verschleißteile, Sollbruchteile sowie Hilfsmittel (z. B. Öle, Schmierstoffe, Leuchtmittel, sonstige Betriebs- und Hilfsstoffe). Es dürfen nur Originalteile oder gleichwertige Teile eingesetzt werden,

- Sorge tragen für die Lieferbereitschaft aller notwendigen Teile und Hilfsmittel für die Dauer des Vertrages,

- die Entfernung und Entsorgung (außerhalb vom PEI!) von ausgetauschten Teilen, Hilfs-/ Betriebsstoffen, Abfällen und Verpackungen.
- Bereitstellung der Prüf- und Messmittel

- Bereitstellung der Arbeitsmittel (auch Leitern können auftraggeberseitig nicht mehr zur Verfügung gestellt werden)

Werden Servicearbeiten im akkreditierten Laborbereich des PEI durchgeführt, so ist die Eignung/Kompetenz des eingesetzten Personals für die Durchführung der (Service-) Arbeiten durch einen personenbezogenen aktuellen Nachweis (z.B. Zertifikate, schriftliche Bestätigungen) vor Beginn der Tätigkeit zu belegen.

Die bei Durchführung der Wartungen oder Reparaturen im akkreditierten Laborbereich des PEI verwendeten Prüfmittel des Dienstleisters (z.B. Messgeräte) müssen metrologisch rückgeführt sein, dies muss mit gültigen Nahweisen (z.B. Kalibrierzertifikate, Eichscheine) belegt werden.
2.3

Die Leistungen des Auftragnehmers nach Nr. 2.1 umfassen nicht:

· Grundüberholung der Anlagen,
· Anpassungen oder Änderungen aufgrund von Vorgaben neuer oder geänderter gesetzlicher Bestimmungen,
· Lieferung und Einbau zusätzlicher Einrichtungen und Teile,
· Schönheitsreparaturen,
· Beseitigung der durch äußere Gewalt, andere unvorhersehbare Einwirkungen oder unsachgemäße Bedienung verursachten Schäden.
Der Auftragnehmer hat die Leistungen nach 2.3 nach besonderer, schriftlicher Auftragserteilung in angemessener Frist (in Notfällen unverzüglich) zu erbringen. 
In der Regel ist vorher auf der Grundlage einer gemeinsamen Begehung ein detailliertes Angebot vorzulegen.

3. 
Pflichten des Auftragnehmers

3.1


Der Auftragnehmer hat die allgemein anerkannten Regeln der Technik, den Stand der Technik, die gesetzlichen Bestimmungen und Schutzvorschriften, insbesondere die Unfallverhütungsvorschriften, zu beachten.

Leistungen sind so auszuführen, dass die Sicherheit der Anlagen 
erhalten bleibt. Die Betriebsbereitschaft ist während der Leistungserbringung aufrecht zu erhalten, soweit dies möglich ist.

3.2

Der Auftragnehmer hat die Leistung mit seinem Betrieb zu erbringen. 
Er darf Teile der Leistung mit Zustimmung des Auftraggebers an Nachunternehmer übertragen.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich nur sachkundiges, zuverlässiges und qualifiziertes Personal einzusetzen. 
Das vom Auftragnehmer eingesetzte Personal muss dabei die unter Nr. 4.6 detailliert genannten Eignungen / Qualifikation vorweisen.
3.3

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle zur Erbringung der Leistungen benötigten Hilfsmittel 
(z.B. Messgeräte und Werkzeuge) und Hilfsstoffe (wie z. B. Reinigungsmittel, Lecksuchspray, …) oder Dichtmittel zu stellen bzw. zu 
liefern.


Ausgenommen hiervon sind die vom Auftraggeber ggf. nach 9.2 beigestellten Hilfsmittel und Hilfsstoffe.
3.4

Es dürfen nur Originalersatzteile (neue Teile oder Austauschteile) oder gleichwertige Teile verwendet werden. Ausgebaute Teile bleiben Eigentum des Auftraggebers bis dieser der Entsorgung zustimmt.
3.5


Erkennt oder vermutet der Auftragnehmer (auch außerhalb seines Leistungsbereiches) Mängel oder Schäden, die die Betriebsbereitschaft oder Sicherheit der Anlage gefährden können, hat er unverzüglich folgende Stelle des Paul-Ehrlich-Instituts zu benachrichtigen und erforderlichenfalls die Außerbetriebnahme der Anlage zu veranlassen:
Referat Z4 – Bau-Betrieb

Sachgebiet Z45 – Labortechnik
Tel.: 06103 / 77 - 1403 Claudia Böhm (Sachgebietsleitung) oder 
                          
- 1412 Jan Pauper
Die Benachrichtigungspflicht für den Auftragnehmer an den Auftraggeber gilt auch für Mängel oder Schäden, die nicht umgehend behoben werden müssen und deren Beseitigung nicht zu den in den Nummern 2.1 und 2.2 beschriebenen Leistungen gehören.

Der Auftragnehmer hat fernmündliche oder mündliche Mitteilungen schriftlich zu bestätigen.

3.6
Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber schriftlich über Maßnahmen zu benachrichtigen, die aufgrund von Änderungen der Nutzung, von gesetzlichen Bestimmungen bzw. allgemein anerkannten Regeln der Technik oder aufgrund der nach einer mehrjährigen Betriebsdauer gesammelten Erfahrungen erforderlich werden (z. B. Anpassung Wartungsintervall).
Der Auftragnehmer soll den Auftraggeber auch über wesentliche technische Weiterentwicklungen informieren.

3.7
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, spätestens 6 Wochen vor Durchführung der Turnusarbeiten einen Wartungstermin zu vereinbaren. 

Sollte der Wartungstermin nicht binnen eines Kalendermonats bzw. trotz zweifacher Aufforderung vereinbart werden, behält sich das Paul-Ehrlich-Institut vor, einen Dritten zu beauftragen. 
Die Mehrkosten für die Durchführung der Leistungen durch einen Dritten werden dem Auftragnehmer in Rechnung gestellt. Im Fall der Beauftragung eines Dritten entfällt die Verpflichtung einer Entrichtung der Wartungspauschale an den Auftragnehmer.
3.8
Ändert sich nach Vertragsabschluss der vertraglich geregelte Leistungsumfang des Auftragnehmers durch gesetzl. Änderungen, so ist dies vom Auftragnehmer vor Leistungserbringung und Rechnungsstellung anzuzeigen und vom Auftraggeber im Vertrag anzupassen.
4. 
Ausführung der Leistung

4.1
Zu Beginn eines Kalenderjahres erhält der Auftragnehmer einen Jahresauftrag für die Leistungen nach 2.1.1.

Die darauf angegebene Belegnummer ist auf Ihren Serviceberichten und Abrechnungen in dem jeweiligen Kalenderjahr anzugeben. 

Die Abstimmung der jeweiligen Einsatztermine erfolgt selbstständig durch den Auftragnehmer mit denen im Vertrag unter Punkt 3.5 angegebenen Ansprechpartnern des Auftraggebers. 

4.2

Der Auftragnehmer hat seine Vertragsleistung (ausgenommen Störungsbeseitigung) in dem in der Bestandsliste angegebenen Wartungsintervall und 
innerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit (siehe Anlage 3 „Verhaltensregeln“) einzuplanen und durchzuführen.

Für eine zügige und reibungslose Umsetzung der Arbeiten gehen wir von mindestens 
1 Monteur pro Wartungseinsatz im optimierten Zeitraum aus. 


4.3
Störungsbeseitigungen sind nach Aufforderung unverzüglich
1.)  innerhalb der beim Auftraggeber betriebsüblichen Arbeitszeit 
(siehe Anlage 3 „Verhaltensregelungen“) nach Auftragseingang von 2 Arbeitstagen durchzuführen.
oder
2.)  bei gesonderter Beauftragung des Auftragnehmers durch den Auftraggeber auch außerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit (z.B. nachts und an Sonn- und Feiertagen)

durchzuführen.

4.4
Der Auftragnehmer hat die ausgeführten Leistungen 
in die Arbeitskarte und den in diesem Zusammenhang festgestellten allgemeinen Anlagenzustand einschließlich etwaiger in absehbarer Zeit notwendig werdender Instandsetzungsleistungen sowie die gegebenenfalls ausgewechselten Teile und verwendeten Hilfs- und Betriebsstoffe in einem Arbeitsbericht zu dokumentieren.

4.5
Änderungen der Bestandsliste durch Hinzunahme oder Wegfall von Geräten/Anlagen sind vom Auftraggeber vor Wartungsbeginn, spätestens jedoch vom Auftragnehmer während der Wartung, der jeweils anderen Vertragspartei schriftlich anzuzeigen.

Es gilt für hinzugekommene Geräte/Anlagen der aktuelle Vertragseinzelpreis vergleichbarer Geräte/Anlagen.

4.6
Voraussetzung für den Zutritt des vom Auftragnehmer eingesetzten Personals zu den Anlagen ist die Vorlage, der bei der Ausschreibung geforderten Nachweise:
Der Servicetechniker hat eine branchenübliche Qualifikation und ist durch den Hersteller der Anlage befähigt an der Anlage fachgerecht zu arbeiten.
Es ist auch eine Eigenerklärung für die Qualifikation möglich.
Das vom Auftragnehmer eingesetzte Personal muss zudem über mindestens gute 
deutsche Sprachkenntnisse in Wort und Schrift verfügen.
4.7
Ein Wechsel Ihres im PEI eingesetzten Personals kann nur mit vorheriger Ankündigung (mindestens 2 Wochen) und nach Abstimmung mit dem PEI erfolgen. 
Dazu muss sichergestellt sein, dass mindestens ein verbleibender Techniker mit den Örtlichkeiten vertraut ist (eigene Monteure, keine Subunternehmer). 
Voraussetzungen für den Einsatz „neuer“ Mitarbeiter im PEI bleiben Qualifikation, einwandfreie Behördliche Führungszeugnisse und die Einhaltung der Verhaltensregeln. 
Die Nachreichung/Ergänzung entsprechender Qualifikationsnachweise hat vom Auftragnehmer unaufgefordert mindestens 48 Stunden vor Arbeitseinsatz zu erfolgen. 

4.8
Es können keine Räumlichkeiten (z. B. Lagerflächen) bereitgestellt werden. 

4.9

Annahmestelle für Benachrichtigungen beim Auftragnehmer:

Name:
____________________________________________

Telefon / Telefax:
____________________________________________

E-Mail:
____________________________________________

Vertretung:
____________________________________________

Telefon:
____________________________________________

E-Mail:
____________________________________________
5.
Vergütung

5.1
 für Leistungen nach 2.1.1 und 2.2
Für die dem Auftragnehmer übertragenen Leistungen an den in der Arbeitskarte / Bestandsliste aufgeführten Anlagen werden 
nachstehende Vergütungen 
ausschließlich der Umsatzsteuer vereinbart.
Wartungspauschale (halbjährlich):
_________________ €

Sanitisierungspauschale (halbjährlich):
_________________ €

DGVU-V3 -Prüfung (jährlich):
_________________ €

Gesamtbetrag pro Jahr:
                                   €
Die Vergütung für Leistungen nach Nr. 5.1 ist ausschließlich der Umsatzsteuer für die Dauer von 24 
Monaten ab Vertragsbeginn Festpreis.

5.1.1
Mit diesen Pauschalen sind abgegolten

- alle Leistungen nach Nr. 2.1.1 und 2.2

- die Kosten für die in Nr. 3.3 bezeichneten Hilfsmittel, Hilfsstoffe und Dichtmittel

·  Materialkosten für Kleinmaterial (zeitbegrenzte Teile, Verschleißteile und Sollbruchteile) bis 25,00€ netto je Anlage/Wartung, 

·  die Kosten für die entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen vorzunehmende Entsorgung von ausgetauschten Teilen, Hilfs-/ Betriebsstoffen, Abfällen und Verpackungen.
 


Mit dieser Vergütung sind ferner alle sich aus den Leistungen nach Nr. 2.1.1 und 2.2 ergebenden Nebenkosten wie Fahrt- und Transportkosten, Auslösungen, 
Tage- und Übernachtungsgelder, Schmutz- und Erschwerniszuschläge abgegolten.

5.1.2

Mit diesen Pauschalen sind nicht abgegolten

·  Arbeitsaufwand (Stundensätze) und Fahrtkosten für Leistungen nach 2.1.2 bzw. 4.3;

·  die Materialkosten nach Nr. 2.1., wenn diese Kosten von 25,00 € netto je Anlage/Wartung überschreiten -> es wird dann die Differenz vergütet;

·  die Leistungen nach Nr. 2.3;

- Zuschläge für Leistungen nach 4.3., soweit sie außerhalb der betriebsüblichen

  Arbeitszeiten anfallen.
5.2 für Leistungen nach 2.1.2 bzw. 4.3
Für anfallende Stundenlohnarbeiten zur Störungsbeseitigung wird der jährliche Aufwand auf ca. vier Stunden bei ca. einer Anfahrt geschätzt.

Der Leistungsabruf erfolgt nur bei Bedarf und mit separatem Auftrag des Auftraggebers – es besteht keine Abrufverpflichtung.

Leistungen nach Nr. 2.1.2 bzw. 4.3 werden wie folgt vergütet (netto): 
Stundenverrechnungssatz innerhalb 
betriebsüblicher Arbeitszeit (Zeit siehe Anlage 3):

__________________ €
Stundenverrechnungssatz außerhalb 
betriebsüblicher Arbeitszeit (Zeit siehe Anlage 3):

__________________ €
Fahrkosten (An- und Abfahrt, inkl. km) je Auftrag:
__________________ €

(Anfahrtskosten werden nur dann pro Auftrag vom Auftraggeber übernommen, sofern der Auftragnehmer nicht am gleichen Tag ohnehin vor Ort ist -> keine Mehrfachberechnung für Leistungen nach 2.1.2 und keine Berechnung bei tagesgleichen Leistungen nach 2.1.1)
Für die Fahrtzeit werden keine Arbeitsstunden vergütet.

Die Vergütungssätze aus 5.2 für Leistungen nach 2.1.2 bzw. 4.3 sind ausschließlich der Umsatzsteuer für die Dauer von 12 Monaten ab Vertragsbeginn Festpreis.

Zuschlag für Leistungen außerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit:

Überstunden:
__________________ %

Nachtarbeit:
__________________ %

Sonn-/Feiertagsarbeit:
__________________ %

Bei der Rechnungsstellung der Leistungen nach 2.1.2 oder 4.3 sind außerdem Zeitaufwand (Arbeitsbeginn und –ende, Namen und Lohn-/Berufsgruppe (z. B. Monteur) des eingesetzten Personals sowie verwendete Hilfs- und Betriebsstoffe anzugeben, sofern dies nicht aus dem Servicebericht hervorgeht.

5.3 für Ersatzteile
Der Nettowert von im Zusammenhang mit Leistungen nach 2.1 benötigten Ersatzteilen wird anhand von Listenpreisen ermittelt.
5.4

Soweit der Auftragnehmer für Sach- und Rechtsmängel aus der Errichtung der Anlage(n) haftet, wird für zur Erfüllung dieser Pflicht erbrachte Leistungen keine Vergütung gewährt.

5.5 Anpassungen der Vergütungen
Ist nach Ablauf der jeweiligen Festpreisdauer eine Erhöhung der Vergütungen nach 5.1 oder 5.2 erforderlich, so hat der Auftragnehmer einmal pro Vertragsjahr die Möglichkeit die jeweiligen Preise aufgrund von Lohn- oder steuerrechtlichen Änderungen anzupassen und um gestiegene Kosten auszugleichen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der geschuldeten Dienstleistung stehen.
Eine Erhöhung ist der Vergabestelle des PEI drei Monate vorher schriftlich (per E-Mail) anzukündigen. Die Änderungen treten erst nach Bestätigung durch den Auftraggeber in Kraft - frühestens jedoch nach Gültigkeit der neuen Löhne / gesetzlichen Änderungen / gestiegenen Kosten und Nachweis durch den Auftragnehmer.

Sofern die Erhöhung der Vergütung nach 5.1 bzw. 5.2 die zuletzt berechneten Preise um 5 % übersteigt, kann der Auftraggeber zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Preiserhöhung den Vertrag außerordentlich kündigen.


Die für die Preisanpassung maßgebenden Daten (Tariferhöhung oder steuerliche / gesetzliche Änderungen, gestiegenen Kosten) sind anzugeben und als Nachweis mitzusenden. Fehlt der Nachweis so wird die Vergütung nicht angepasst.

Darauffolgende Erhöhungen für Vergütungen nach Nr. 5.1 bzw. 5.2 können frühestens nach Ablauf von jeweils 12 Monaten nach der letzten Wirksamkeit gültig werden.

5.6 Fälligkeit der Vergütungen
Die Vergütungen für Leistungen nach 2.1 und 2.2 werden gezahlt nach erfolgter 
Leistungserbringung und nach Rechnungsstellung durch den Auftragnehmer.
Zur Nachvollziehbarkeit der Abrechnung soll sich diese die Bezeichnung der betreffenden baulichen Anlage enthalten.
Zahlungsbedingungen:
_____ Tage netto / ohne Abzug
Sofern keine bestimmten Zahlungsbedingungen in Nr. 5.6 festgelegt werden, erfolgt die
Zahlung der Rechnung mit 30 Tage netto. 

Die Fristen beginnen erst nach vertragsmäßiger Leistungserbringung und nach Zugang der Rechnung beim Auftraggeber (es gilt das Eingangsdatum der Rechnung beim Auftraggeber).

Der Auftragnehmer hat seine Rechnung wie folgt zu adressieren:

Paul-Ehrlich-Institut, Z22 Rechnungswesen, Paul-Ehrlich-Str. 51-59, 63225 Langen.

Für jeden Auftrag ist eine gesonderte Rechnung in elektronischer Form (pdf-Format) an die Mailadresse rechnungen@pei.de zu stellen. Jede Rechnung muss die am Kopf des Auftrags angegebenen Merkmale (Auftrags-Nr. bzw. Beleg-Nr. und Fachgebiet) enthalten.

Es können auch elektronische Rechnungen im Standard XRechnungsformat empfangen und verarbeitet werden. Für die Übermittlung der Rechnung ist die Rechnungseingangsplattform des Bundes unter https://xrechnung-bdr.de zu nutzen. Die Leitweg-ID des PEI ist zwingend anzugeben und lautet 991 01822-20.

6. Mängelansprüche

Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche aus diesem Vertrag beträgt 1 Jahr.
7.
Haftung

Der Auftragnehmer hat eine Haftpflichtversicherung abzuschließen, die Sach- sowie

Vermögens- und Personenschäden abdecken. 
Der Auftragnehmer haftet nicht, wenn er nachweist, dass er den Schaden nicht schuldhaft herbeigeführt hat.
7.1

Werden im Zusammenhang mit der Erbringung der vereinbarten Leistungen Schäden an den Anlagen 
verursacht, hat der Auftragnehmer die Schäden zu beseitigen, wenn ihn oder seine Erfüllungsgehilfen Verschulden trifft.

Im Falle leichter Fahrlässigkeit ist die Haftung begrenzt für 

Sachschäden auf       
    500.000,00 € je Schadensfall,

höchstens aber
 1.000.000,00 € insgesamt.

Vermögensschäden auf
    250.000,00 € je Schadensfall,

höchstens aber
    500.000,00 € insgesamt.

Werden im Zusammenhang mit den vereinbarten Leistungen andere Schäden 


verursacht, hat der Auftragnehmer in vollem Umfang Ersatz zu leisten, wenn ihn oder seine Erfüllungsgehilfen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit trifft.

7.2

Der Auftragnehmer hat eine Haftpflichtversicherung abzuschließen, die Sach-, 
Vermögens- und Personenschäden in nachfolgendender Höhe abdeckt:   
Sachschäden 
mindestens 1.000.000,00 €
Vermögensschäden
mindestens   100.000,00 €
Personenschäden
mindestens 2.000.000,00 €
Die Versicherung ist auf Verlangen dem Auftraggeber nachzuweisen.

8.Vertragslaufzeit, Kündigung und Leistungsänderungen
8.1


Die Laufzeit des Vertrages beginnt am __________ (Tag nach Installation und Inbetriebnahme) und beträgt zwei Jahre.
Eine viermalige Vertragsverlängerung um jeweils ein Jahr ist möglich. 
Die Nutzung dieser Option muss vom Auftraggeber spätestens 3 Monate vor Ablauf der ursprünglichen Vertragslaufzeit schriftlich beim Auftragnehmer angezeigt werden.
Die maximale Vertragslaufzeit beträgt somit sechs Jahre.
Der Auftraggeber ist berechtigt die Vertragslaufzeit einseitig nach dem Ablauf des ersten Vertragsjahres, und jeweils nach Ablauf jedes weiteren Vertragsjahres, ohne eine Angabe von Gründen zum Ende des Kalenderjahres zu beenden. Die Kündigungsfrist beträgt 3 Monate.

8.2
Außerordentliche Kündigung ist für den Auftraggeber nur aus wichtigem Grund möglich. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, 
wenn

· der Vertrag zur Erstellung der Anlage vorzeitig beendet worden ist
· die in der Bestandsliste aufgeführten Anlage(n) verkauft, nicht nur vorübergehend außer Betrieb genommen oder wesentlich umgebaut werden sollen,

· die Leistungen nach 2.1 und 2.2 aus rechtlichen Gründen von Dritten erbracht werden müssen (siehe auch Ziffer 10),

· der Auftragnehmer seine Leistung nicht oder nicht vertragsgemäß erbracht hat (§ 323 BGB),

· der Betrieb des Auftragnehmers infolge wesentlicher Änderungen der Anlage(n) nicht mehr auf die dann erforderlichen Instandhaltungsarbeiten eingerichtet ist,
· über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrages dadurch in Frage gestellt ist oder dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend einstellt,
· der AN aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine


unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt,
· der AN dem AG oder dessen Mitarbeitern oder von diesem beauftragten Dritten,

die mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrags

betraut sind, oder Ihnen nahestehende Personen, Geschenke, andere Zuwendungen oder sonstige Vorteile unmittelbar oder mittelbar in Aussicht stellt, verspricht

oder gewährt, es sei denn, es handelt sich um sozial adäquates Verhalten

im Sinne von Nummer IV des „Rundschreibens des BMI zum Verbot der Annahme

von Belohnungen oder Geschenken in der Bundesverwaltung vom 08.11.2004“

· der AN gegenüber dem AG, dessen Mitarbeitern oder beauftragten Dritten strafbare

Handlungen begeht oder dazu Beihilfe leistet, die unter § 298 StGB (Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen), § 299 StGB (Bestechlichkeit

und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), § 333 StGB (Vorteilsgewährung) oder 

§ 334 (Bestechung) fallen.
8.3

Wird ein Teil der in der Arbeitskarte / Bestandsliste aufgeführten Anlagen nicht nur vorübergehend (>12 Monate) außer Betrieb genommen, ist eine an
gemessene 
Herabsetzung der Vergütung zu vereinbaren.
8.4
Werden die in der Bestandsliste aufgeführte Anlagen (oder Teile davon) vorübergehend außer 
Betrieb gesetzt, entfallen für diesen Zeitraum Leistungs- und Vergütungspflicht in entsprechendem Umfang.

8.5
Werden die in der Bestandsliste aufgeführten Anlagen oder deren Nutzung wesentlich geändert, kann 
eine entsprechende Änderung der Leistungs- und Vergütungspflicht verlangt werden.
8.6
Zum Ende der Vertragslaufzeit ist in Verbindung mit dem letzten Inspektions-/ 

Wartungsdienst eine gemeinsame Inspizierung der Anlage(n) durchzuführen. 
Hierüber ist anschließend ein Protokoll zu erstellen.

Jeder Vertragspartner trägt die ihm durch diese Endinspektion evtl. entstandenen zusätzlichen Kosten selbst.

9. Pflichten des Auftraggebers

9.1


Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer zur Durchführung seiner Leistung die vorhandenen Einrichtungen, Versorgungsanschlüsse und Betriebsstoffe (z.B. Strom, Wasser, 
Brennstoffe) kostenlos zur Verfügung zu stellen und (nach Vorlage der verlangten, notwendigen Bescheinigungen) Zutritt zu den Anlagen und den Versorgungsanschlüssen zu verschaffen.

9.2

Der Auftraggeber stellt folgende Arbeitskräfte/Hilfsmittel/Hilfsstoffe:  
keine


Die Pflichten des Auftragnehmers nach Nr. 3 bleiben unberührt.

10. Ausführung von Leistungen durch Dritte
Beabsichtigt der Auftraggeber Leistungen nach Nr. 2 an einen Dritten zu vergeben, so hat er den Auftragnehmer im Vorfeld zu verständigen und um (schriftliche) Genehmigung zu erfragen.

Der Auftragnehmer hat dann zu erklären, ob oder unter welchen Voraussetzungen er den Instandhaltungsvertrag fortzusetzen bereit ist.

Ist der Auftragnehmer nicht bereit, den Instandhaltungsvertrag unverändert fortzusetzen und kommt es zu keinem Einvernehmen über die Änderung, so ist jede Vertragspartei zur außerordentlichen Kündigung berechtigt.

11. Datenschutz und Vertraulichkeit
11.1

Der Auftragnehmer verpflichtet seine Arbeitskräfte,

a. vertrauliche Informationen, die ihnen im Rahmen der Vertragserfüllung über den

Geschäftsbetrieb des Auftraggebers bekannt gemacht werden oder sonst bekannt

werden, nicht an unbefugte Dritte weiterzugeben oder diesen sonst zugänglich zu

machen und

b. Verschwiegenheit über bekannt gewordene Vorgänge oder Daten zu wahren.

11.2

Die Arbeitskräfte des Auftragnehmers verpflichten sich,

a. ihre im Rahmen der notwendigen Wartungs- oder/und Reparaturaufgaben

eingeräumten Zugangs- und Zugriffsrechte ausschließlich zur Erfüllung der ihnen

übertragenen Aufgaben auszuüben,

b. bei Ausübung der Tätigkeit mit der erforderlichen Sorgfalt vorzugehen und

c. bekannt gewordene Sicherheitsvorfälle unverzüglich an das Paul-Ehrlich-Institut,

Sachgebiet Z31, oder per E-Mail an beschaffung@pei.de zu melden.

12. Gerichtsstand

Anwendbar ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Die Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Wareneinkauf (UN-Kaufrecht) ist ausgeschlossen.

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist streitwertabhängig das Amtsgericht Langen (Hessen) bzw. das Land-gericht Darmstadt.
13. Schriftform, Streitigkeiten und salvatorische Klausel
13.1

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie alle den Vertrag betreffenden Mitteilungen bedürfen der Textform, wenn sie bedeutsam für die weitere Vertragsabwicklung sind (z. B. Preisanpassungen, Leistungsänderungen, Wechsel von Ansprechpersonen).
13.2


Durch die etwaige Ungültigkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieses Vertrages wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
Wenn und soweit eine der Bestimmungen dieses Vertrages gegen zwingende gesetzliche Vorschriften verstoßen sollte, sind die Vertragspartner verpflichtet, diese durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die den gewollten Zweck wirtschaftlich gleichwertig erreicht.

13.3

Ein Streitfall berechtigt den Auftragnehmer nicht, die vertraglichen Leistungen einzuschränken oder einzustellen.
14. Anlagen

Folgende Anlagen sind Bestandteil des Vertrages:
Anlage 1 – Arbeitskarte
Anlage 2 - Bestandsliste

Anlage 3 – Faltblatt Sicherheits- und Verhaltensregeln im PEI

Anlage 4 – Nachweis über Unterweisung, Schutzmaßnahmen und Ansprechpartner für Mitarbeiter von Fremdfirmen

Für den Auftragnehmer:





Für den Auftraggeber:

............................., den ....................
Langen, 
den ....................

…………………………………………..
…………………………………………..
Firmenstempel+Unterschrift
Behördenstempel+Unterschrift
+Name in Druckform
+Name in Druckform

� http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_08112004_DI32101701.htm
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